
   

KARLS-UNIVERSITÄT PRAG 

FAKULTÄT FÜR SOZIALWISSENSCHAFTEN 

Institut für internationale Studien 

 

 

 

 

Bachelorarbeit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2018     Daniela Kodýdková 



   

KARLS-UNIVERSITÄT PRAG 

FAKULTÄT FÜR SOZIALWISSENSCHAFTEN 

Institut für internationale Studien 

 

 

 

 

Daniela Kodýdková 

 

 

Ausländische Arbeitskräfte und ihre 

Bedeutung für die BRD 

  

 

 

 

 

 

 

Bachelorarbeit 

 

 

 

 

 

 

 

 

Prag 2018 



   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Autor: Daniela Kodýdková  

Betreuer: PhDr. Tomáš Nigrin, Ph.D. 

 

 

Termin der Verteidigung: 2018 



   

Bibliographische Aufzeichnung 

KODYDKOVA Daniela. „Ausländische Arbeitskräfte und ihre Bedeutung für die 

BRD“. Prag, 2018. 49 s. Bachelorarbeit (Bc.) Karls-Universität, Fakultät für 

Sozialwissenschaften, Institut für internationale Studien. Lehrstuhl für deutsche und 

österreichische Studien. Bachelorarbeitsleiter PhDr. Tomáš Nigrin, Ph.D. 



   

Abstrakt 

Tato bakalářská práce s názvem Ausländische Arbeitskräfte und ihre Bedeutung für die 

BRD (v češtině: Zahraniční pracovníci a jejich význam pro SRN) se zabývá ve své 

teoretické části tématem náboru zahraničních pracovníků do Spolkové republiky 

Německo z ekonomicky slabších evropských zemí jako Itálie, Španělsko, Řecko, 

Portugalsko a Jugoslávie, později ale také ze zemí, které geograficky ani politicky do 

teritoria Evropy nespadají (Turecko, Maroko a Tunisko), v časovém rozmezí od 

poloviny padesátých let do úplného zastavení náboru v roce 1973, stejně jako jeho 

příčinami a důsledky v různých životních sférách. Analytická část práce je věnována 

výzkumu významu nebo také přínosu zahraničních pracovníků pro Spolkovou republiku 

Německo z pohledu za prvé ekonomického, za druhé politického a za třetí 

společenského. Nábor zahraničních pracovníků do Spolkové republiky však nepřinesl 

pouze pozitivní dopady, jak bylo zpočátku především v ekonomické sféře očekáváno. 

Zdaleka ne všichni zahraniční pracovníci toužili po tom, vrátit se do své rodné země, 

poté co ve Spolkové republice vydělají dostatek peněz pro své finanční zabezpečení, a 

právě z těchto se po roce 1973 stávají přistěhovalci s vizí dlouhodobého pobytu. 

Srovnáním negativních dopadů náboru a přítomnosti zahraničních pracovníků ve 

Spolkové republice Německo s pozitivními se zabývá předposlední kapitola nazvaná 

Schlussfolgerung. 

Abstract 

This bachelor work with the title Ausländische Arbeitskräfte und ihre Bedeutung für 

die BRD (in English: Foreign Workers and their meaning for the Federal Republic of 

Germany) is dedicated in its theoretical part to the topic of the recruitment of foreign 

workers to the Federal Republic of Germany from economically weaker European 

countries like Italy, Spain, Greece, Portugal, Yugoslavia, and later also from countries 

that neither geographically nor politically belong to Europe (Turkey, Morocco and 

Tunisia), in the period of time from the middle of the fifties until the recruitment ban in 

1973, and also to its causes and consequences. The analytical section examines the 

meaning or benefit of the recruitment and presence of the foreign workers. However, 

there were not only positive aspects connected as was awaited at the beginning of the 

recruitment especially in the economic sphere. Not all the foreign workers wanted to 

return back to their home countries after earning expected living and these who stayed 



   

in Germany became, after the recruitment ban, real immigrants with the vision of a 

long-term stay. In the chapter entitled Schlussfolgerung there is the comparison of the 

positive and negative impacts of the foreign labour recruitment and presence to be 

found. 
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Einleitung 

Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) entschied sich im Jahre 1955 primär aus 

ökonomischen Gründen zusätzliche Arbeitskräfte aus dem europäischen (später auch 

aus dem außereuropäischen) Ausland anzuwerben. Diese sollten sich in der 

Bundesrepublik vorübergehend aufhalten, sprich: keine Ansiedler auf Dauer waren 

erwünscht. Die Vorstellung der BRD als Aufnahmeland war ungefähr so, dass sie den 

ausländischen Arbeitskräften die Möglichkeit Geld zu verdienen bietet, mit dem sie 

zurück in ihren Heimatländern finanziell abgesichert sein sollen. 

Solange die ausländischen Arbeitskräfte eine ökonomische Pufferfunktion erfüllten, 

d.h. sie kamen, während der Zeit eines Wirtschaftswachstums und gingen während einer 

Wirtschaftskrise, war die Stellung der bundesdeutschen Politik und Gesellschaft ihnen 

gegenüber durchaus positiv. Als die ausländischen Arbeitskräfte jedoch anfingen sich 

niederzulassen, stellte die BRD fest, dass sie unerwünscht zu einem Einwanderungsland 

geworden ist. 

Diese Bachelorarbeit zum Thema Ausländische Arbeitskräfte und ihre Bedeutung für 

die BRD beschäftigt sich zuerst in ihrem theoretischen Teil mit der Anwerbung 

ausländischer Arbeitskräfte in die Bundesrepublik Deutschland von der Hälfte der 

fünfziger Jahre bis zum Anwerbestopp im Jahre 1973 sowie mit ihren Ursachen und 

Folgen. 

Weiter im praktischen Teil (im dritten Kapitel) wird die Bedeutung bzw. der Beitrag 

der ausländischen Arbeitskräfte für die BRD aus drei verschiedenen Perspektiven 

(ökonomischer, politischer und sozialer bzw. gesellschaftlicher) analysiert. Jede Sphäre 

wurde in drei Zeitabschnitte geteilt: von 1955 bis 1966/67, d.h. vom ersten 

Anwerbeabkommen bis zur wirtschaftlichen Rezession; von 1966/67 bis 1973, also von 

der Rezession bis zum Anwerbestopp im Jahre 1973; und von 1973 bis 1980, oder auch 

vom Anwerbestopp bis zur Verabschiedung neuer Grundlinien zur Weiterentwicklung 

der Ausländerpolitik am 19. März 1980. In jeder Sphäre wurde der Wandel der 

Betrachtung der Situation um die ausländischen Arbeitskräfte herum berücksichtigt. 

Die Anwerbung der ausländischen Arbeitskräfte und ihr Aufenthalt in der BRD 

brachten nicht nur positive Faktoren mit sich. Das abschließende Kapitel beschäftigt 

sich mit dem Vergleich der positiven und negativen Aspekte in den einzelnen Sphären 

und orientiert sich dabei an der Analyse vom dritten Kapitel. 
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1. Begrifflichkeit 

Die Anwendung der Begriffe ausländische Arbeitskräfte und Gastarbeiter kann auf 

den ersten Blick als gleichgestellt und ohne Unterschied wirken. Manche Autoren 

(beispielsweise Knotz)
1
 benutzen in ihren Werken ausschließlich die Bezeichnung 

ausländische Arbeitskräfte, manche (z. B. Bade)
2
 dann eher Gastarbeiter und zu der 

dritten Gruppe gehören diejenigen, die die beiden Begriffe wechselhaft verwenden (wie 

Özdemir)
3
. Im folgenden Unterkapitel wird dargestellt, wie sich die 

Gebrauchsentwicklung der einzelnen Bezeichnungen abspielte. 

1.1 Entwicklung der Bezeichnungen für ausländische Arbeitskräfte 

Die Zuwanderung auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem Ende des 

zweiten Weltkriegs war kein neues Phänomen. In den unterschiedlichsten Epochen der 

deutschen Geschichte wanderten Menschen zum Zweck der Arbeitsuche und besserer 

Lebensbedingungen ein und aus. Beispielsweise im Kaiserreich und der Weimarer 

Republik war von ausländischen Wanderarbeitern die Rede und im 

nationalsozialistischen Deutschland von sogenannten Fremdarbeitern.
4
 In der 

Bundesrepublik Deutschland wurden die durch die Abkommen mit verschiedenen 

europäischen und später auch einigen außereuropäischen Staaten angeworbenen 

Arbeitskräfte zuerst nur inoffiziell Gastarbeiter genannt. In offiziellen Dokumenten 

konnte man von ausländischen Arbeitskräften nachlesen, was zusammen mit dem 

Begriff ausländische Arbeitnehmer als „juristisch korrekt“ betrachtet wurde.
5
 Der 

Begriff ausländische Arbeitskräfte wird oft genauso in Fachliteratur zu diesem Thema 

verwendet. 

                                                 

1
 Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008). 

2
 Klaus J. Bade, Vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland?: Deutschland 1880-1980, (Berlin: 

Colloquim-Verlag, 1983). 

3
 Cem Özdemir, Currywurst und Döner: Integration in Deutschland., (Bergisch Gladbach: Gustav Lübbe 

Verlag, 1999). 

4
 Klaus J. Bade, Vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland?: Deutschland 1880-1980, (Berlin: 

Colloquim-Verlag, 1983), 73. 
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Seit der Mitte der sechziger Jahre fand laut Herbert die unglückliche Bezeichnung 

Gastarbeiter offiziell Gebrauch. Es sollte dabei, anders wie beim Wort Fremdarbeiter, 

das den ethnischen Unterschied betonte, „der Charakter eines willkommenen, aber per 

definitionem vorübergehenden Arbeitsaufenthalts in Deutschland“ hervorgehoben 

werden.
6
 Bade ergänzt, dass der Begriff Gastarbeiter „eine indirekte beruflich-soziale 

Klassifizierung mit dem Schwergewicht auf ungelernten bzw. angelernten Arbeiten“
7
 

schafft. Er erklärt seine Theorie anhand folgendes Beispiels: Ein ausländischer Kellner 

in einem Restaurant könnte als Gastarbeiter bezeichnet werden, der ausländische 

Inhaber dieses Restaurants würde jedoch höchstens als Gastunternehmer bezeichnet 

werden. 

Knotz behauptet demgegenüber, dass der Begriff Gastarbeiter offiziell zuerst im Jahre 

1968 als Teil des Wortes Gastarbeiterverhandlungen im Dienstgebrauch beim 

Austausch zwischen der in Jugoslawien verhandelnden Delegation und dem 

Auswärtigem Amt verwendet wurde. Bis 1973 fand dieser Begriff jedoch bei der 

Bundesregierung sowie bei der deutschen Diplomatie keinen Gebrauch. Später verband 

sich laut Knotz (ähnlich wie bei Herbert) mit dem Begriff Gastarbeiter ein Provisorium 

bzw. der Status der Vorläufigkeit.
8
 

Meiner Beobachtung nach, wird im Einzelfall bei Herbert in seinem Buch Geschichte 

der Ausländerpolitik in Deutschland: Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, 

Flüchtlinge seit dem Kapitel zeitlich nach dem Anwerbestopp im Jahre 1973 nicht mehr 

der Begriff ausländische Arbeitnehmer, sondern nur die kurze und knappe Bezeichnung 

Ausländer verwendet. 

                                                                                                                                               

5
 Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 21. 

6
 Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland: Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, 

Gastarbeiter, Flüchtlinge, (München: Beck, 2001), 342. 

7
 Klaus J. Bade, Vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland?: Deutschland 1880-1980, (Berlin: 

Colloquim-Verlag, 1983), 73. 

8
 Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 21-22. 
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2. Die ausländischen Arbeitskräfte in der BRD 

Seit Ende der vierziger und Anfang der fünfziger Jahre schlossen wirtschaftlich 

entwickelte Länder Westeuropas Wanderverträge mit weniger entwickelten Ländern. Es 

handelte sich um: „Instrument(e) des bilateralen Vertrags zwischen einem 

Abwanderungs- und Zielland“
9
, die „einem regulierten und zunächst temporären 

Transfer von Arbeitskraft zwischen zwei Volkswirtschaften“
10

 dienen sollten. Die 

ausländischen Arbeitnehmer sollten kurz- bis mittelfristig in der Bundesrepublik bleiben 

und nach gewisser Zeit, bzw. Arbeitsleistung, zurück in ihr Heimatland kehren. 

Europaweit zählten zu den Aufnahmeländern die west- und nordeuropäischen 

Industriestaaten und zu den Entsendestaaten (auch Herkunftsstaaten genannt) die 

Anrainer des Mittelmeers, wie Italien, Griechenland, Portugal, Spanien, die Türkei und 

Jugoslawien. Jedoch waren nicht nur europäische Staaten in diesem Prozess mit 

einbezogen: „Infolge der Migrationspolitik der ehemaligen Kolonialmächte 

Großbritannien, Frankreich, und der Niederlande dehnte sich der Kreis der 

Herkunftsländer für diese Staaten auch auf einige überseeische sowie 

schwarzafrikanische Regionen aus.“
11

 Dazu gehörten beispielsweise Marokko und 

Tunesien. 

Die Hauptanziehungspunkte für die Wanderströme waren Deutschland und 

Frankreich, deren Ausländerbeschäftigung sich nach 1945 auf rund 11 % bzw. 8 % der 

ausländischen Arbeitskräfte bewegte. Auch Österreich mit 9 % sowie Großbritannien 

und Belgien mit 7 % blieben nicht weit dahinter. Als Hauptabgabeland erwies sich 

Italien, deren Arbeitskräfte meistens in die Bundesrepublik oder Frankreich zogen, 

genauso wie die Spanier. Die Türken, Griechen und Jugoslawen entschieden sich 

vorwiegend für Deutschland, während sich die Bewohner der Maghreb-Länder und 

Portugal für Frankreich entschieden.
12

 

                                                 

9
 Jochen Oltmer, Alex Kreienbrink und Carlos Sanz Díaz, Hrsg., Das „Gastarbeiter“ System, (München: 

Oldenbourg, 2012), 10. 

10
 Ibid., 58. 

11
Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 30. 

12
Ibid., 30-31. 
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2.1 Vorgeschichte 

Seit der Mitte des Jahres 1952 erlebte die neu gegründete Bundesrepublik Deutschland 

wirtschaftliches Wachstum in solchem Ausmaß, dass nicht nur die Vollbeschäftigung 

erreicht wurde, sondern auch spürte die bundesdeutsche Wirtschaft Bedarf an 

zusätzlichen Arbeitskräften. Dazu trugen mehrere Faktoren bei: Erstens war es die 

günstige Ausgangslage nach dem Ende des zweiten Weltkrieges – es fand keine Stunde 

Null im wirtschaftlichen Sinne statt. An der zweiten Stelle ist die Qualität des 

einheimischen Arbeitskräftepotentials zu nennen, die aus der Vorkriegszeit zumindest 

erhalten blieb, dank den kriegsbedingten learning by doing Effekten und durch den 

verstärkten Einsatz von Fremd- und Zwangsarbeitern verursachter Aufstiegsmobilität 

der deutschen Arbeitskräfte.
13

 

Als zwei weitere Faktoren können der Marshallplan und der sogenannte Koreaboom 

genannt werden. Der Marshallplan (offiziell European Recovery Program genannt) war 

amerikanischer Hilfsprogramm für die Erneuerung der europäischen Wirtschaft und 

sicherte eine Stabilisierungspolitik für Europa durch sog. Hilfe zur Selbsthilfe, das 

heißt, er bereitete in Westdeutschland eine Lage vor, aus der der Staat mithilfe eigener 

Kraft aufstehen konnte. Der Koreaboom kam im Zuge des Koreakrieges und brachte für 

die Bundesrepublik Profite im Bereich ihres Außenhandels mit sich.
14

 

Letztendlich zählt zu den Faktoren auch das von Ludwig Erhard entwickelte und 

durchsetzte Konzept der sozialen Marktwirtschaft, das einen unkomplizierten Weg für 

den Wiederaufbau der westdeutschen Wirtschaft sicherte. 

Zusammenfasend: Vor dem Hintergrund der europäischen wirtschaftlichen Ereignisse 

im Zuge des koreanischen Krieges wurde in der Bundesrepublik das 

Wirtschaftswachstum erzielt, dessen Determinanten waren vor allem die Ausbreitung 

des Außenhandels und die weltweite Rüstungskonjunktur, von der schließlich auch die 

Bundesrepublik profitierte. Dabei waren für die westdeutsche ihre großen freien 

                                                 

13
 Werner Abelshauser, Deutsche Wirtschaftsgeschichte: Von 1945 bis zur Gegenwart, (Verlag C.H.Beck: 

München, 2011), 24, 72-73. 

14
 Edgar Wolfrum, Die geglückte Demokratie: Geschichte der Bundesrepublik Deutschland von ihren 

Anfängen bis zur Gegenwart, (Stuttgart: Klett-Cotta, 2006), 77-79. 
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Kapazitäten vorteilhaft, die der Bundesrepublik ermöglichten, den weltweiten Anstieg 

der Nachfrage für sich zu nutzen.
15

 

2.2 Anwerbeabkommen 

Dem Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik Deutschland folgte, wie schon im 

vorherigen Kapitel erwähnt, Mangel an Arbeitskräften, der von den Einheimischen nicht 

bedeckt werden konnte. Die Bundesrepublik entschied sich anschließend für die 

Variante der Einladung zusätzlicher Arbeitskräfte aus dem Ausland, die durch sog. 

Anwerbeabkommen oder Wanderverträge erfolgte. 

Aus rechtlicher Sicht war für die Anwerbeabkommen (oder auch Wanderungsverträge) 

das 1952 in Kraft getretene Übereinkommen 97 der Internationalen Arbeitsorganisation 

(ILO-Konvention Nr. 97) grundlegend. Dieses Dokument bestimmte zwei legale Arten 

der Anwerbung:
16

 

1. durch Regierungsvereinbarungen organisierte Gruppen von Arbeitskräften 

2. ohne derartige Vereinbarung vollziehende Wanderung einzelner oder 

kleinerer Gruppen von Arbeitnehmern zu einem bestimmten, 

beschäftigungswilligen Arbeitgeber 

Der Artikel 10 des Übereinkommens 97 bestimmte dabei, dass es zur Anwerbung der 

ausländischen Arbeitskräfte nur kommen konnte, wenn keine einheimischen 

Arbeitskräfte mehr zur Verfügung standen.
17

 

2.2.1 Ursachen und mögliche Alternativen für die BRD 

Eine der Ursachen für die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte war der 

Arbeitskräftemangel, der in der Bundesrepublik vor allem durch das 

Wirtschaftswachstum neu erschaffener Arbeitsplätze entstand. Laut Schumacher 

spielten daneben zwei weitere Faktoren eine Rolle: Erstens waren manche Arbeitsplätze 

für die einheimischen Arbeitskräfte unattraktiv und zweitens war das Arbeitsangebot 

                                                 

15
 Werner Abelshauser, Deutsche Wirtschaftsgeschichte: Von 1945 bis zur Gegenwart, (Verlag C.H.Beck: 

München, 2011), 170. 

16
 Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 24. 

17
 Ibid., 26. 
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regional ungleichmäßig verteilt.
18

 Den zweiten Faktor bestätigt auch Herbert: „…bei 

innendeutschen Arbeitsreserven handelt es sich um eine regionale Arbeitslosigkeit. 

Arbeitslose gibt es in Schleswig-Holstein, sie würden in Stuttgart oder im Ruhrgebiet 

gebraucht, aber dort gibt es keinen Wohnraum“
19

 

Außerdem war auch die Außenwirtschaft an der Anwerbung interessiert (wie man am 

Beispiel Italiens sehen kann), denn der Export wäre unmöglich, wenn das Ausland die 

deutschen Güter nicht bezahlen könnte. Mittels ausländischer Arbeitskräfte sollte mehr 

Kapital in die weniger entwickelten Länder fließen. 

Die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte hatte nicht nur ökonomische, sondern 

auch politische Gründe. Die Bundesrepublik nahm sich zum Ziel, die Länder mit 

starken kommunistischen Kräften zu stabilisieren (wie Italien oder Griechenland) und 

neue NATO-Partner zu gewinnen.
20

 

Als Alternativen zur Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte boten sich nach Herbert: 

technische Rationalisierung, stärkere Einbeziehung deutscher Frauen oder Erhöhung der 

Arbeitszeiten. Alle drei Alternativen erwiesen sich als nicht anwendbar, denn die 

technische Rationalisierung würde sich nur mittelfristig auswirken, die Beschäftigung 

der deutschen Frauen wurde als familienpolitisch unerwünscht betrachtet, und höhere 

Arbeitszeiten stoßen auf Widerstand der Gewerkschaften.
21

 Bade ergänzt die vorher 

erwähnten Alternativen von Herbert um den Wachstumsverzicht im Inland durch 

Produktionsverzicht der Wirtschaft, was jedoch die internationale Konkurrenzfähigkeit 

erniedrigen würde, oder durch Produktionsverlagerung ins Ausland, was jedoch hohe 

Investitionskosten verursachen würde. Betont wurde genauso die Schließung der 

Arbeitskräftelücken aus inländischen Reserven, welche die Frauenbeschäftigung und 

damit verbundenen Geburtenrückgang bedeuten würde.
22

 

                                                 

18
Harald Schumacher, Einwanderungsland BRD, (Düsseldorf: Zebulon, 1992), 36. 

19
Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland: Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, 

Gastarbeiter, Flüchtlinge, (München: Beck, 2001), 204. 

20
 Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 101. 

21
 Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland: Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, 

Gastarbeiter, Flüchtlinge, (München: Beck, 2001), 204. 

22
Klaus J. Bade, Vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland?: Deutschland 1880-1980, (Berlin: 

Colloquim-Verlag, 1983), 83. 
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Vor dem Hintergrund aller vorgeschlagenen Alternativen erwies sich die Anwerbung 

der ausländischen Arbeitskräfte für die Bundesrepublik als die günstigste Variante. 

2.2.2 Akteure 

Wer hatte in der Bundesrepublik primär das Interesse an zusätzlichen Arbeitskräften, 

die aus dem Ausland geholt werden sollten und warum? Dies ist eine Frage, die in der 

Wissenschaft mehrmals beantwortet wurde und die einzelnen Antworten variieren sehr. 

Zum Beispiel Knotz zeigt auf, dass viele frühere Autoren behaupteten, die Anwerbung 

wäre primäres Interesse der Bundesregierung zu wirtschaftlichen Zwecken: „Die 

Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte durch die Bundesregierung von 1955 bis zum 

Anwerbestopp 1973 sei ausschließlich den Bedürfnissen der westdeutschen Industrie 

folgende Arbeitsmarktpolitik gewesen. So oder ähnlich fand sich diese zum, 

Allgemeingut gewordenen Annahme bis vor kurzem in jeder Publikation über 

Gastarbeiter.“
23

 Eine ähnliche Stellung nimmt Steinert ein, der schreibt: „Es wurde 

geglaubt, dass die bundesdeutsche Regierung nur die Notwendigkeit der deutschen 

Unternehmer an den Arbeitskräften durch die Anwerbeabkommen stillen wollte. 

Außerdem erschienen Nachrichten über die Arbeit der Lobbyisten, die die Regierung 

unter Druck setzten.“
24

 Also war es in der Tat die bundesdeutsche Regierung, die die 

Anwerbung aus ökonomischen Gründen initiierte? Diese Voraussetzung wäre nicht 

richtig. Bei früheren Autoren wurde diese falsche Annahme durch ungenügende 

Informationen für die Öffentlichkeit (in der Zeit hatten sie keinen Zugang zu den 

Archivalien) und nachfolgende Verbreitung der unwahren Annahme in den Medien 

verursacht.
25

 Es waren in allen Fällen die ausländischen Regierungen, die eine Bitte um 

den Abschluss des entsprechenden Abkommens an die bundesdeutschen Ministerien 

sendete.
26

 

                                                 

23
Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 7. 

24
Johannes-Dieter Steinert, „Migration and Migration Policy: West Germany and the Recruitment of 

Foreign Labour 1945-61“, Journal of Contemporary History, 49, 1 (2014): 9-27, 10-11. 

25
Ibid., 13. 

26
Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 8. 
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2.2.3 Entsendeländer 

Die Bundesrepublik akzeptierte von den fünfziger bis zu den siebziger Jahren 

Arbeitnehmer aus folgenden Ländern: Italien, Spanien, Griechenland, Portugal, aus der 

Türkei, Marokko, Tunesien und Jugoslawien. Zwischen den Jahren 1954 und 1962 

zählten zur zahlreichsten Gruppe die italienischen Arbeitskräfte, auf dem zweiten Platz 

befanden sich die ausländischen Arbeitnehmer aus Spanien und gleich danach folgten 

die Griechen (siehe Anhang Nr. 1). Im nächsten Zeitabschnitt vom Jahre 1962 bis zum 

Anwerbestopp im Jahre 1973 veränderte sich die Situation folgendermaßen: die Türken 

sind zur meistvertretenen Nation mit 27 % von den ganzen ausländischen 

Arbeitnehmern geworden, danach folgten Jugoslawen mit 20 %. Italien, Griechenland 

und Spanien lagen mit ihren 13 %, 10, 9 % und 7, 4 % weit dahinter (siehe Anhang Nr. 

2). 

Zum ersten Entsendeland in die Bundesrepublik wurde am 20. Dezember 1955 Italien 

durch die Unterzeichnung der Vereinbarung zwischen der Regierung der 

Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Italienischen Republik über die 

Anwerbung und Vermittlung von italienischen Arbeitskräften nach der Bundesrepublik 

Deutschland. Der Initiator der Gespräche über das Anwerbeabkommen war die 

italienische Seite aufgrund ihres wirtschaftlich-politischen Zieles der Ausbalancierung 

der Ungleichheiten zwischen ihrem reichen Norden und ihrem armen Süden. Nach 

Italiens Rechnungen müssten für den Erfolg des Planes etwa 800.000 Arbeiter ins 

Ausland gesendet werden.
27

 Auch die Bundesrepublik hatte ihr eigenes Interesse: die im 

Rahmen des EZU-Systems (EZU = am 19. September 1950 von allen Mitgliedländern 

der OEEC geschlossenes Abkommen, „das im Rahmen eines multilateralen 

Verrechnungs- und Kreditsystems die Transferierbarkeit der europäischen Währungen 

erhöhen und den Übergang zur Konvertibilität der Währungen erleichtern sollte.“)
28

 

angeforderte Zahlungsbilanz zu erzielen, durch ihre Voraussetzung, dass die 

italienischen Arbeitskräfte das in der Bundesrepublik verdiente Geld nach Italien 

überweisen werden. Außerdem würde die Entlastung der italienischen Arbeitslosigkeit 

                                                 

27
Johannes-Dieter Steinert, „Migration and Migration Policy: West Germany and the Recruitment of 

Foreign Labour 1945-61“, Journal of Contemporary History, 49, 1 (2014): 9-27, 15. 

28
 „Europäische Zahlungsunion“, Universal-Lexikon 

http://universal_lexikon.deacademic.com/235854/Europ%C3%A4ische_Zahlungsunion (letzter Zugriff: 

12. 3. 2018). 

http://universal_lexikon.deacademic.com/13533/Abkommen
http://universal_lexikon.deacademic.com/4544/%C3%9Cbergang
http://universal_lexikon.deacademic.com/97538/Konvertibilit%C3%A4t
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die Konkurrenzfähigkeit der italienischen Exportwirtschaft auf den internationalen 

Märkten festigen, was für die Bundesrepublik regelmäßigen Import von Rohstoffen aus 

Italien bedeuten würde.
29

 

Zur Zeit des Beginns der italienischen Anwerbung gab es nach dem deutschen 

Wirtschaftsministerium 100.000 bis 150.000 offene Facharbeiterstellen vor allem in der 

Industrie, in der Landwirtschaft und im Bauwesen.
30

 Die Entscheidung über die Zahl 

der Arbeiter und ihre Qualifikation sollte gemeinsam zwischen Deutschland und Italien 

getroffen werden. Die neu entstandene deutsche Kommission in Italien leitete die 

Stellenangebote deutscher Arbeitgeber weiter, vom italienischen Arbeitsministerium 

wurden sie bekannt gegeben und die Bewerber wurden gesundheitlich und polizeilich 

kontrolliert. Der ganze Prozess geschah mit dem Ziel die freie Anwerbung von 

Unternehmen selber zu vermeiden. Außerdem hatte die deutsche Kommission zur 

Aufgabe sich um die Unterkünfte, die Freizeitgestaltung, das Kindergeld, die Fragen der 

Beschäftigung (z.B. Arbeitsverträge), Schulfragen und die Fragen der sozialen 

Sicherheit zu kümmern.
31

 

Als die italienische Wirtschaft begann sich im positiven Sinne zu entwickeln, kam es 

in Italien zur Steigerung der Löhne und dadurch verschwand der Anreiz eine niedrige 

Arbeit im Ausland zu akzeptieren. „Bereits im Kaiserreich wusste man: Niedrige Löhne 

akzeptieren die „ausländischen Wanderarbeiter“ nur so lange, wie ihnen die 

Verhältnisse im Heimatland vor Augen bleiben. Und auch miserable 

Arbeitsbedingungen nimmt man nur hin, wenn sie einem immerhin noch erträglicher als 

zu Hause vorkommen.“
32

 Auf dem Hintergrund der Ereignisse in Italien, stiegen die 

Ansprüche der italienischen Arbeitskräfte in der Bundesrepublik, die dadurch zum 

ersten Mal die Notwendigkeit der Anwerbung in weiteren Ländern spürte, damit das 

deutsche Wirtschaftswachstum nicht nur auf die Arbeitskräfte aus Italien angewiesen 

sein würde.
33

 

                                                 

29
Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 67. 

30
Ibid., 70. 

31
Ibid., 85. 

32
Cem Özdemir, Currywurst und Döner: Integration in Deutschland., (Bergisch Gladbach: Gustav Lübbe 

Verlag, 1999), 39. 

33
Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 91-95. 
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Am 29. März 1960 erfolgte die Unterzeichnung des deutsch-spanischen 

Anwerbeabkommens und zwei Tage später, am 31. März 1960, des deutsch-

griechischen Anwerbeabkommens. Spanien betrachtete, genauso wie Griechenland, die 

vorübergehende Entsendung ihrer Arbeitskräfte ins Ausland als möglichen Anfang der 

positiven Entwicklung ihrer Wirtschaft, jedoch waren die beiden Länder vorsichtig, was 

die akkurate Gestaltung der Vereinbarungen angeht, damit es nicht zum Verlust 

wertvoller Arbeitskräften in manchen Gebieten gekommen wäre.
34

 

Als die Türkei ihr Interesse an einem Anwerbeabkommen zeigte, äußerte die deutsche 

Bundesagentur für Arbeit die Befürchtung, dass dessen Abschluss eine Kandidatenwelle 

(inklusive Marokko, Cypern, Tunesien und weitere Länder) auf einen ähnlichen Vertrag 

anregt. Nichtsdestotrotz wurde am 30. Oktober 1961 das Dokument zur Regelung der 

Vermittlung türkischer Arbeitnehmer nach der Bundesrepublik Deutschland 

unterschrieben. In der Dokumentbezeichnung wurde gewiss das Wort Vermittlung und 

nicht Anwerbung verwendet, was den Unterschied zwischen der deutsch-türkischen 

Vereinbarung und den anderen Anwerbeabkommen zeigte, und zwar, dass es sich dabei 

um konkrete Angebote der deutschen Arbeitgeber an die türkischen Arbeitskräfte 

handelte, d.h. es wurde nach individuellem Betriebsbedarf ausgerichtet. Die 

Gesamtaufenthaltsdauer der Arbeitskräfte in der Bundesrepublik wurde auf maximal 

zwei Jahre bestimmt (was jedoch schon im Jahre 1964 geändert wurde) und wegen der 

schwierigen Wohnungssituation wurde kein Familiennachzug gewünscht.
35

 

Allgemein hatte die deutsche Bundesregierung eine ablehnende Haltung gegenüber der 

Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften aus außereuropäischen Ländern. Als 

problematisch wurden dabei die hohen Reisekosten, sprachliche Verständigung, die 

Anpassung an Ernährung, Klima, Kultur, Lebens- und Arbeitsrhythmus betrachtet. 

Dazu könnte keine soziale Sicherheit (kein Kindergeld und keine Krankenhilfe) den 

außereuropäischen Arbeitskräften gewährleistet werden. Trotzdem wurden zwei 

Ausnahmen gemacht: bei Marokko und Tunesien, in den Jahren 1963 und 1965.
36

 

                                                 

34
Jochen Oltmer, Alex Kreienbrink und Carlos Sanz Díaz, Hrsg., Das „Gastarbeiter“ System, (München: 

Oldenbourg, 2012), 82. 

35
Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 113. 

36
Ibid., 128 – 135. 
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Im Jahre 1963 war an der Reihe das Anwerbeabkommen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und Portugal. 

Im Rahmen von Brands Ostpolitik richtete die Bundesrepublik seit der Mitte der 

sechziger Jahre ihre Aufmerksamkeit auf ihre politischen Beziehungen zu Jugoslawien
37

 

„Die Bundesregierung ist seit langem daran interessiert, die wirtschaftlichen 

Beziehungen mit Jugoslawien zu vertiefen. Es geht dabei nicht nur um die 

Warenexporte, sondern auch darum, daß deutsche Unternehmen in Jugoslawien 

Dienstleistungen (z.B. im Hotel- und Gaststättengewerbe) erbringen können.“
38

 In 

diesem Sinne erfolgte am 12. Oktober 1968 die Unterzeichnung des deutsch-

jugoslawischen Anwerbeabkommens, in dem keine Rede von der dauerhaften 

Einwanderung der jugoslawischen Arbeitskräfte in die Bundesrepublik war, obwohl sie 

später zur Realität wurde.
39

 

2.3 Sechziger und Anfang siebziger Jahre 

Am Anfang der sechziger Jahre begann die Zahl der deutschen Erwerbstätigen zu 

sinken, denn die geburtsschwachen Kriegsjahrgänge kamen ins Erwerbsleben. Die neu 

entstandenen oder schnell wachsenden Wirtschaftszweige waren auf die Zuwanderung 

ausländischer Arbeitskräfte angewiesen, aus denen sich während der sechziger Jahre 

eine Gruppe überwiegend von Hilfsarbeiter mit schlechter Qualifizierung bildete. Dies 

wurde die Voraussetzung für einen enormen sozialen Aufstieg der deutschen 

Arbeitskräfte.
40

 Fijalkowski beschreibt die Situation folgend: Die einheimischen 

Arbeitskräfte bekamen „eine erhöhte Chance, zu Arbeitsplätzen mit angenehmeren 

Arbeitsbedingungen und höheren Löhnen überzuwechseln, so daß die offen gebliebenen 

                                                 

37
Jochen Oltmer, Alex Kreienbrink und Carlos Sanz Díaz, Hrsg., Das „Gastarbeiter“ System, (München: 

Oldenbourg, 2012), 142. 

38
Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 145. 

39
Jochen Oltmer, Alex Kreienbrink und Carlos Sanz Díaz, Hrsg., Das „Gastarbeiter“ System, (München: 

Oldenbourg, 2012), 148. 

40
Ulrich Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland: Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, 

Gastarbeiter, Flüchtlinge, (München: Beck, 2001), 209, 214. 
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schlechteren Arbeitsplätze durch den Import von Gastarbeitern besetzt werden mußten 

und konnten.“
41

 

Vergleicht man die fünfziger Jahre mit dem Anfang der sechziger, stellt man fest, dass 

die Bundesrepublik in den fünfziger Jahren allen Indikatoren nach – die 

Bevölkerungsentwicklung und die Entwicklung der Sozial- und Wirtschaftsstruktur, den 

Höhepunkt ihrer Industrie erlebte. In diesem Zusammenhang sprachen die Politiker und 

Wissenschaftler in der Mitte der sechziger Jahre gerecht über das Ende der 

Nachkriegszeit. Das Arbeitskräftepotential war ausgeschöpft (die Arbeitslosenreserve 

wurde aufgebraucht und die Wanderquelle aus der DDR versiegte durch den 

Mauerbau), der technische Fortschritt war nicht mehr beliebig umsetzbar und die 

Kapitalproduktivität hatte deutlich abgenommen.
42

 

2.3.1 Im Vorfeld des Anwerbestopps 

Mit dem Umbruch des Jahres 1966 und 1967 spricht man im Zusammenhang mit der 

westdeutschen Wirtschaft von einer Rezession. Der Wirtschaftsschock von der 

Rezession war zwar groß, jedoch nicht dauerhaft. Zwei Jahre später bewegten sich die 

Wachstumsraten erneut in Höhen, die an die fünfziger Jahre erinnerten.
43

 Im Vergleich 

zu den Konjunktureinbrüchen Ende der 70er Jahre war sie sehr schnell überwunden. Die 

Wachstumsraten, die im Jahre 1967 zum ersten Mal negativ wurden (-0,2 %), erreichten 

1968 bereits wieder +7,3 %, 1969 +8,2 % und blieben bis 1973 durchgehend positiv.
44

 

In der Zeit der Rezession wurden zwar die ausländischen Arbeitskräfte nicht immer als 

erste entlassen (in manchen Branchen gab es weiterhin trotz insgesamt gestiegener 

Arbeitslosigkeit sogar eine Nachfrage nach zusätzlichen ausländischen Arbeitskräften), 

jedoch wurden sie ökonomisch von den Folgen der Rezession besonders betroffen.
45

 

                                                 

41
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Nach der Rezession im Jahre 1967 erhöhte sich das Interesse der Politik an der 

Ausländerbeschäftigung. Es wurde den deutschen Politikern bereits bewusst, dass eine 

Steuerung des Zuzugs der ausländischen Arbeitskräfte notwendig gewesen sei, jedoch 

kamen die Politiker mit keinem klaren Durchführungsplan. Im Jahre 1971 äußerte sich 

der sozialdemokratische Arbeitsminister Arendt: „In welchem Maße über den 

derzeitigen Beschäftigungsstand hinaus Ausländer gebraucht werden, sei von der 

Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt abhängig. Insofern könne man nicht von einer 

Obergrenze für die Beschäftigung von Ausländern sprechen.“
46

 Gleichzeitig tauchen 

erste Gedanken über die Integration von ausländischen Arbeitskräften auf: „Die 

Eingliederung der zu der Zeit etwa 4 Mio. ausländischen Arbeitnehmer (inklusive später 

nachgezogene Familienmitglieder) sei notwendig, denn obwohl sich alle offiziell nur 

temporär in der Bundesrepublik aufhalten sollten, eine steigende Zahl von ihnen 

trotzdem langfristig bleiben will.
47

  

Um den Umfang der künftigen Beschäftigung von Ausländern und ihren Zuzug 

zumindest ein wenig kontrollieren zu können wurde im Jahre 1971 die Visumspflicht 

eingeführt. Im Juli 1973 folgte dann die Erhöhung der Vermittlungsgebühren von 300 

auf 1000 DM, was eine niedrigere Attraktivität der Anwerbung der ausländischen 

Arbeitskräfte für die Unternehmen sicherte.
48

 

Allerdings gab es keine einheitliche Strategie, was mit den nach Deutschland geholten 

Menschen langfristig geschehen sollte. Vom Anwerbungsanfang setzten die 

bundesdeutschen Politiker voraus, dass die ausländischen Arbeitskräfte  nach einer 

gewissen Zeit wieder in ihre Heimatländer zurückkehren und durch andere ersetzt 

werden. Man sollte durch dieses sog. Rotationsprinzip verhindern, dass sich die 

ausländischen Arbeitskräfte dauerhaft niederließen. Demnach sollte die Aufenthalts- 

und Arbeitsgenehmigung nach einigen Jahren automatisch ablaufen. Deshalb war es 
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beabsichtigt, dass die Ausländer ohne Familie kamen.
49

 Dagegen wehrten sich die 

Wirtschaftsunternehmen, für die es wenig sinnvoll war, eingearbeitete ausländische 

Arbeitskräfte nach einigen Jahren zu verlieren, um erneut ungelernte anzulernen und 

einzuarbeiten. Deshalb wurde dieses Prinzip nicht weiter favorisiert.
50

 

Am Anfang des Jahres 1973 schritt die ganze Situation um die ausländischen 

Arbeitskräfte so weit voran, dass der Bundeskanzler Willy Brand die Notwendigkeit 

betonte: „daß wir sehr sorgsam überlegen, wo die Aufnahmefähigkeit unserer 

Gesellschaft erschöpft ist und wo soziale Vernunft und Verantwortung halt gebieten.“
51

 

2.3.2 Anwerbestopp 

„Die gesellschaftliche Aufnahmefähigkeit ist erschöpft.“ 

Willy Brandt, 1973 

Der Anwerbestopp von den ausländischen Arbeitskräften im Jahre 1973 bedeutete 

offensichtlich das Ende des wirtschaftlichen Booms in der Bundesrepublik Deutschland 

im Verbund mit der Energiekrise und der wirtschaftlichen Stagflation.
52

 Der 

Anwerbestopp wurde von der Bundesrepublik mindestens zwei Jahre im Voraus 

signalisiert, und zwar, durch die Einführung der Visumspflicht und die Erhöhung der 

Vermittlungsgebühren. Der Ölboykott am 28. Oktober 1973 trug dazu bei, den 

darauffolgenden Anwerbestopp offiziell zu rechtfertigen.
53

 

Durch den Anwerbestopp endete die Zeit der Anwerbung neuer ausländischer 

Arbeitskräfte. Jedoch hieß es nicht, dass die Zahl der Ausländer danach konstant blieb 

oder sank. Im Gegenteil: der Anwerbestopp verursachte massiven Nachzug von 

Ehegatten und minderjährigen Kindern der ausländischen Arbeitnehmer, die sich bereits 

in der Bundesrepublik aufhielten. Dies wurde im Rahmen des 
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Familienzusammenführungsgesetzes aus dem Jahr 1974 ermöglicht. „So kam es, daß 

zwar die ausländische Wohnbevölkerung seit 1973 von knapp 4 Millionen auf jetzt rund 

5,3 Millionen anwuchs, gleichzeitig aber der Anteil der Ausländer an der Zahl der 

Erwerbstätigen gesunken ist.“
54

 Man spricht in diesem Zusammenhang von 

Veränderung demographischer Strukturen der Zuwandererbevölkerungen und ihrer 

Stellung am Arbeitsmarkt.
55

 

Durch die Maßnahmen des Anwerbestopps verwandelte sich das Gastarbeiter-Regime 

in eine andere Migrationsform - die Zeit behauptet: „Ab 1973 wurde aus der 

Bundesrepublik versehentlich das, was die Politik eigentlich verhindern wollte: ein 

Einwanderungsland.“
56

 

2.4 Einwanderungsland 

Jedoch: Wann genau die Bundesrepublik Deutschland zu einem Einwanderungsland 

geworden ist, blieb bis zur heutigen Zeit in der Forschung umstritten. Özdemir schreibt, 

dass die Bundesrepublik schon seit dem Abschluss des ersten Anwerbeabkommens zum 

Einwanderungsland geworden ist,
57

 während Fijalkowski glaubt, dass der Übergang von 

der Gastarbeit zur langfristigen Niederlassung Anfang der siebziger Jahre erfolgte
58

, 

und Bade spricht von einer Einwanderungssituation erst ab Mitte der siebziger Jahre 

(seit der Familienzusammenführung).
59

 

Die bundesdeutschen Politiker wehrten sich lange Zeit die Bundesrepublik zu einem 

Einwanderungsland zu erklären. "Wir wollen und können kein Einwanderungsland sein, 
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stellte im Jahre 1979 Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) fest.“
60

 Es wurde behauptet 

die Bundesrepublik kann nicht zu einem Einwanderungsland aus mindestens zwei 

Gründen werden: wegen der hohen Bevölkerungsdichte und aus außenpolitischen 

Erwägungen, in dem Sinne, dass sich die meisten Entsendeländer (besonders die Türkei, 

Jugoslawien und Griechenland) die Rückkehr der von ihnen entsandten Arbeitskräfte 

wünschten.
61

 

Tatsache blieb jedoch, dass in den siebziger und achtziger Jahren immer mehr 

ausländische Arbeitnehmer die Absicht hatten, sich in der Bundesrepublik 

niederzulassen als in das jeweilige Heimatland zurückzukehren. „Während wir noch 

darüber streiten, ob die Bundesrepublik überhaupt ein Einwanderungsland sein darf, 

sind andere dabei, die Entscheidung zu fallen. Die Bundesrepublik – ein Nicht-

einwanderungsland mit Einwanderern.“
62

 

2.4.1 Die neue Ausländerpolitik 

Eine der politischen Reaktionen kam im September 1979 in der Form des 

Memorandums von Heinz Kühn (auch als Kühn-Memorandum bekannt), dem ersten 

Beauftragten der Bundesregierung für die Integration der ausländischen Arbeitnehmer 

und ihrer Familienangehörigen. In dieser Reforminitiative befasste sich Kühn mit dem 

Thema der konsequenten Integrationspolitik, vor allem bemühte er sich um die 

Integration der ausländischen Kinder und Jugendlichen im Schulbereich (kein 

getrennter Unterricht) und forderte zur Anerkennung der Einwanderung in die 

Bundesrepublik Deutschland, zum Recht auf Einbürgerung und zur Gewährung des 

kommunalen Wahlrechts der ausländischen Arbeitskräfte auf. Die Bundesregierung war 

diesem Vorschlag gegenüber skeptisch. Die jungen Ausländern bzw. die Zweite 

Generation, sollte ihrer Meinung nach, in die Sprache und die Kultur des 

Herkunftslandes stärker einbezogen werden.
63
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Ein halbes Jahr später, am 19. März 1980, wurden neue Grundlinien zur 

Weiterentwicklung der Ausländerpolitik verabschiedet, die eine deutliche Äußerung 

beinhaltet haben, dass die Bundesrepublik kein Einwanderungsland ist und auch in 

Zukunft sie nicht zu einem wird. Gleichzeitig tauchte innerhalb des Dokumentes die 

Information auf, dass die Anreize zur Förderung der Rückkehr ausgebaut werden 

sollten.
64

 

Genauso in Kohls Politik der Erneuerung beginnend im Jahre 1982 hieß es noch: 

Deutschland ist kein Einwanderungsland. Die Planungsstrategie zur Lösung der 

Ausländerfrage lautete folgend
65

: 

1. Die in der Bundesrepublik Deutschland bereits lebenden Ausländer sollen 

integriert werden. 

2. Gleichzeitig wird die Rückkehrbereitschaft durch zeitlich begrenzte finanzielle 

Anreize gefördert. 

3. Weiterer Zuzug von Ausländern soll verhindert werden (was vor allem mit dem 

Familiennachzug zusammenhing). 

Der Vorschlag über eine Rückkehrhilfe kam demnächst vom damaligen deutschen 

Innenminister Friedrich Zimmermann und es handelte sich dabei um finanzielle 

Unterstützung in Höhe von 10.500 DM für die Rückkehrer, wenn sie von der Kurzarbeit 

betroffen, oder aufgrund einer Entlassung arbeitslos wurden. In den Jahren 1983 und 

1984 würde die Rückkehrhilfe 220 Mio. DM kosten, demgegenüber die Entlastungen 

beim Kinder- und Arbeitslosengeld 320 Mio. DM, und die Ersparnisse bei der 

Rentenversicherung 680 Mio. DM betragen sollten. In die Opposition stellten sich 

verschiedene Interessensgruppen und politische Initiativen, die sich seit der zweiten 

Hälfte der siebziger Jahre gebildet hatten, vor allem mit menschenrechtlicher 

Argumentation.
66

 

Nach einer Befragung vom November 1978 waren nur 39% Deutsche für die 

Rückkehr, im Jahre 1982 waren es jedoch schon 82%. Im gleichen Jahr waren fast zwei 
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Drittel der Deutschen gegen den Nachzug der ausländischen Arbeitnehmerfamilien in 

die Bundesrepublik Deutschland.
67

 

Seit dem Jahr 1982 in dem die Rückkehrhilfe vorgeschlagen wurde bis zur deutschen 

Wiedervereinigung im Jahre 1990 nutzten diese Gelegenheit insgesamt 76.035 

ausländische Arbeitnehmer (siehe Anhang Nr. 3). 

Am häufigsten waren von der neuen Ausländerpolitik die Türken betroffen: „Nach 

türkischen Pressemeldungen vom April 1982 registrierten die türkischen Grenzbehörden 

in den vorausgegangenen Monaten täglich etwa 20 türkische Familien, die endgültig 

zurückkehrten. Arbeitslosigkeit und wachsende Türkenfeindlichkeit seien die 

bestimmenden Ursachen. Befragte gaben an, sie seien von den Deutschen immer 

schlechter behandelt und wie Aussätzige diskriminiert worden.“
68

 Schumacher weist im 

Anschluss auf die Schwierigkeiten der rückkehrenden türkischen Familien hin: Die 

türkischen Unternehmen zeigten an Rückkehrern aus Deutschland wenig Interesse, denn 

sie hatten Angst die Kontrolle zu verlieren.
69

 Von der türkischen Regierung kam die 

Beschwerde: „Um die deutsche Wirtschaft anzukurbeln, wurden noch gestern unsere 

Arbeiter auf deutschen Bahnhöfen von Musikkapellen empfangen – heute zeigt sich, 

daß diese Freundschaft nicht bis zum Grab reicht, sondern nur bis zum Markt. …“
70

 

Mit dem Anfang der Diskussion über die Bundesrepublik in der umstrittenen Rolle des 

Einwanderungslandes, mit der wachsenden Entschlossenheit eines Teiles der 

ausländischen Arbeitskräfte in der Bundesrepublik zu bleiben und spätestens mit der 

neuen Ausländerpolitik endete die Ära der Gastarbeiter in der Bundesrepublik 

Deutschland. Es wurde weiterhin nicht über ausländische Arbeitskräfte mehr 

gesprochen, sondern nur noch über Ausländer bzw. Einwanderer (siehe Kapitel 2.1). 
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3. Analyse des Beitrags der ausländischen Arbeitskräfte für 

die BRD 

Die folgende Analyse beschäftigt sich damit, was und wie die ausländischen 

Arbeitskräfte zur bundesdeutschen Wirtschaft, Politik, und Gesellschaft beigetragen 

haben. Diese drei Bereiche suchte ich mir bewusst aus, denn vom ersten 

Anwerbeabkommen an war die Anwerbung der ausländischen Arbeitskräfte nicht nur 

von Interesse der bundesdeutschen Wirtschaft, sondern auch der bundesdeutschen 

Politik, und die Auswirkungen des Aufenthalts der ausländischen Arbeitskräfte waren 

gerade im sozialen bzw. gesellschaftlichen Bereich stark zu spüren. 

Es handelt sich dabei um direkte (z.B. in der wirtschaftlichen Sphäre – vor allem die 

geleistete Arbeit), sowie indirekte Beiträge, die sich von bestimmten mit der 

Anwerbung und dem Aufenthalt der ausländischen Arbeitskräfte verknüpften 

Ereignissen ableiten lassen (beispielswiese in der politischen Sphäre, in der die 

Anwesenheit der ausländischen Arbeitskräfte in der Bundesrepublik die Politiker zur 

Novellierung der Ausländerpolitik bewegte). 

Für die Übersichtlichkeit der Analyse habe ich eine Tabelle (Tabelle 4 im 

Anhangsverzeichnis) erstellt, die in drei Zeitabschnitte und drei Bereiche aufgeteilt 

wurde. 

Die Zeitabschnitte sind folgende: 

von 1955 bis 1966/67, also vom ersten Anwerbeabkommen zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und Italien vom 20. Dezember 1955 bis zu der 

wirtschaftlichen Rezession am Umbruch der Jahre 1966 und 1967. Dieser Zeitabschnitt 

beinhaltet die Phase des Wirtschaftswachstums im Zuge der Einführung der sozialen 

Marktwirtschaft und des Koreabooms in der zweiten Hälfte der fünfziger und am 

Anfang der sechziger Jahre und eine damit verbundene durchaus positive Stellung der 

bundesdeutschen Politik sowie Gesellschaft zu den ausländischen Arbeitskräften. 

von 1966/67 bis 1973, das heißt von der Rezession am Umbruch der Jahre 1966 und 

1967, die im Vergleich zu den Konjunktureinbrüchen am Ende der siebziger Jahre sehr 

schnell überwunden wurde; über erhöhtes Interesse der Politik an der 



   

 

23 

  

Ausländerbeschäftigung bis zum Anwerbestopp im Jahre 1973. Gerade die 

ausländischen Arbeitskräfte wurden von den Folgen der Rezession besonders betroffen. 

von 1973 bis 1980, oder auch vom Anwerbestopp, der gleichzeitig das Ende des 

wirtschaftlichen Booms in der Bundesrepublik Deutschland bedeutete; über den 

Nachzug der Familien, der in der BRD bereits lebenden ausländischen Arbeitskräfte; bis 

zur Verabschiedung neuer Grundlinien zur Weiterentwicklung der Ausländerpolitik am 

19. März 1980. In diesem Zeitabschnitt wurde das Thema der Umwandlung der 

ausländischen Arbeitskräfte in reguläre Einwanderer öffentlich diskutiert. Daraus folgte 

der Wandel in der Wahrnehmung der ausländischen Arbeitskräfte in der deutschen 

Politik sowie Gesellschaft. 

3.1 Ökonomische Sicht 

Für die bundesdeutsche Wirtschaft hatte die Anwerbung der ausländischen 

Arbeitskräfte eine größere Bedeutung als es auf den ersten Blick erscheinen könnte. 

Nicht nur deckten sie eine durch das Wirtschaftswachstum entstandene Lücke auf dem 

Arbeitsmarkt, sondern sie erfüllten auch eine sog. Pufferfunktion auf dem deutschen 

Arbeitsmarkt und ihre Beschäftigung trug zur Erhaltung des Produktionsniveaus bei. 

Aus der ökonomischen Sicht leisteten die ausländischen Arbeitskräfte für die 

Bundesrepublik Deutschland einen überwiegend direkten Beitrag. 

1955-1966/67 

Ein erster Aspekt, der mit dem wirtschaftlichen Beitrag in den Anfängen der 

Anwerbung der ausländischen Arbeitskräfte zusammenhängt, ist die Beseitigung des 

durch das wirtschaftliche Wachstum entstandenen Arbeitskräftemangels. Sobald die 

Vollbeschäftigung im Jahre 1952 erreicht wurde, begann die Bundesrepublik den 

Bedarf an zusätzlichen Arbeitskräften zu spüren. Der Arbeitskräftemangel wurde zu 

einem der Gründe, warum sich die Bundesrepublik für die Anwerbung der Arbeitskräfte 

aus dem Ausland entschied. 

Knotz äußert sich zu der Behauptung skeptisch: „Spätestens mit Einsetzen der 

Vollbeschäftigung und des damit verbundenen Arbeitskräftemangels ist die 
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zunehmende Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer in der Bundesrepublik offiziell 

mit dem Interesse an weiterem Wirtschaftswachstum begründet worden.“
71

 

Am Anfang der sechziger Jahre begann die Zahl der deutschen Erwerbstätigen zu 

sinken, denn die geburtsschwachen Jahrgänge kamen ins Erwerbsleben, die Lehrlinge 

wurden länger ausgebildet und das Rentenalter wurde herabgesetzt.
72

 Genauso in 

diesem Fall füllten die ausländischen Arbeitskräfte die Lücke auf dem Arbeitsmarkt. 

Herbert schreibt dazu, dass die neu entstandenen oder schnell wachsenden 

Wirtschaftszweige an die Zuwanderung angewiesen wurden.
73

 

Zweitens wurden mit den ausländischen Arbeitskräften solche Arbeitsplätze gedeckt, 

die für die einheimischen Arbeitskräfte unattraktiv waren, wie beispielswiese 

schmutzige Bereiche in der Industrie oder Arbeitsstellen mit Akkordlohn, 

Schichtsystem und seriellen Produktionsformen.
74

 Die ausländischen Arbeiter kamen 

meistens als un- oder angelernte Kräfte und akzeptierten in vielen Fällen Arbeit, die für 

die einheimischen Arbeitskräfte unakzeptabel gewesen wäre. 

Drittens: Die Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte trug zu der Erhaltung des 

gesamten Produktionsniveaus bei (als Alternative zu der Anwerbung wurde 

Produktionsverzicht vorgeschlagen – siehe Kapitel 3.2.1), was die internationale 

Konkurrenzfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland gewährleistete. 

Der vierte Punkt hängt mit dem vorherigen eng zusammen, wird jedoch nicht auf die 

komplette Bundesrepublik gerichtet, sondern auf konkrete Betriebe, die aus dem 

Ausland angeworbene Arbeitskräfte anstellten. Herbert geht davon aus, dass die 

ausländischen Arbeitskräfte zur Aufrechthaltung der Produktion bei vielen Betrieben 

verhalfen, die sonst aus Mangel an Rationalisierungsmöglichkeiten oder an Kapital 

ausgeschieden wären.
75

 Bade ist in dieser Richtung noch konkreter und nennt die 

Textilindustrie sowie fisch- und fleischverarbeitende Industrie, die seiner Meinung nach 

ohne die ausländischen Arbeitskräfte an der Rentabilitätsgrenze gewesen wären (in dem 
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Sinne, dass die ausländischen Arbeitskräfte in der Regel niedrigere Löhne als die 

einheimischen akzeptierten).
76

 

Fünftens war die Zukunft des deutschen Exports durch die ausländischen Arbeitskräfte 

zu sichern – im Rahmen des EZU-Systems (siehe Kapitel 3.2.3) hatte die 

Bundesrepublik vor eine gewisse Zahlungsbilanz innerhalb Europas zu erzielen, die mit 

der Fähigkeit der europäischen Länder zusammenhing, deutsche Güter bezahlen zu 

können. Dies sollte durch die Überweisung des von den ausländischen Arbeitskräften 

verdienten Geldes in ihre Heimatländer erfolgen. 

Als sechster Aspekt des wirtschaftlichen Beitrags in diesem Zeitabschnitt lässt sich die 

sog. Pufferfunktion beschreiben. Sie geht von der Annahme aus, dass die ausländischen 

Arbeitskräfte während des Wirtschaftswachstums in die Bundesrepublik geholt wurden 

und sobald eine wirtschaftliche Rezession bzw. eine Krisenphase antritt, wurden sie 

arbeitslos und gingen in ihre Heimatländer zurück.
77

 Damit einverstanden scheint 

Özdemir, der die ausländischen Arbeitskräfte als Konjunkturpuffer bezeichnet: „Wenn 

die Wirtschaft boomte, sollten sie rasch und in großer Zahl kommen. Sobald es aber 

bergab ging, sollten sie alle so schnell wie möglich wieder verschwinden.“
78

 

Der gleichen Ansicht ist Fijalkowski: „Die Ausländerbeschäftigung erfüllt zweifellos 

eine Pufferfunktion, insofern sie Ungleichgewichte zwischen Angebot und Nachfrage 

auf dem Inlands-Arbeitsmarkt ausfüllt, und zwar in beiden Richtungen: Bleibt aufgrund 

schwachen inländischen Geburtennachwuchses bei ungünstiger Altersstruktur und/oder 

aufgrund konjunkturbedingt starker Arbeitskräftenachfrage das inländische 

Arbeitskräfteangebot hinter der Nachfrage zurück, so gleichen Gastarbeitskräfte diese 

Lücke aus, die für befristeten Arbeitsaufenthalt aus der im Ausland bestehenden 

Arbeitskräftereserve zuwandern.“
79
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Diese Theorie wurde ziemlich bald öffentlich aufgegriffen: „Schon 1959 hatte die 

Frankfurter Allgemeine den wesentlichen Vorteil der Ausländerbeschäftigung darin 

gesehen, daß bei eventueller Arbeitslosigkeit in Deutschland die ausländischen Arbeiter 

wieder zurückgeschickt werden können.“
80

 Zusätzlich widerspricht das nicht der 

ursprünglichen Annahme der bundesdeutschen Politik, dass die ausländischen 

Arbeitskräfte kurz bis mittelfristig in der Bundesrepublik bleiben, und nach gewisser 

Zeit in ihr Heimatland zurückkehren werden. 

Bade ergänzt die Idee mit folgender Aussage: „Die Pufferfunktion der Gastarbeiter 

wirkte dabei nicht nur gesamtwirtschaftlich, sondern, wegen ihrer hohen regionalen 

Mobilität, auch zwischen einzelnen Teilarbeitsmärkten.“
81

 

1966/67-1973 

„In einer Leistungsgesellschaft muß sich derjenige minderwertig fühlen, dessen 

Leistung nicht gebraucht wird.“
82

 

Die Pufferfunktion lässt sich am Beispiel der Rezession in den Jahren 1966 und 1967 

gut beobachten, obwohl die Rückkehrreaktion der Ausländerbevölkerung von 

Fijalkowski als zeitlich verzögert und quantitativ ungenügend beschrieben wurde. Dies 

hängt mit dem Fakt zusammen, dass manche ausländischen Arbeitskräfte bereits ihre 

Familien in die Bundesrepublik nachholten unddeshalb nicht gleich zur Rückkehr 

entschlossen waren, sobald sie ihren Arbeitsplatz verloren.
83

 

Diejenigen, die während einer wirtschaftlichen Krise ihre Arbeitsstelle verloren und 

nicht in ihr Heimatland zurückkehrten, wurden laut Bade zur sog. stillen Reserve der 

bundesdeutschen Wirtschaft. Die stille Reserve beeinflusste aus der Sicht der 

Kapitalbesitzer bzw. Arbeitgeber positiv den Arbeitsmarkt im Sinne der vermehrten 

Konkurrenz bzw. der vergrößerten Auswahl an Arbeitskräften. Außerdem wurde von 
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den Arbeitgebern die hohe Mobilität und Flexibilität der ausländischen Arbeitskräfte 

geschätzt.
84

 

Zu Anfang der siebziger Jahre wurde bereits offensichtlich, dass der Effekt der 

Pufferfunktion ständig sank– die ausländischen Arbeitskräfte blieben in der 

Bundesrepublik, selbst wenn Erwerbslosigkeit herrschte und verließen das Land, wenn 

hoher Arbeitskräftebedarf herrschte. Dadurch erschienen die ausländischen 

Arbeitskräfte immer weniger als „Objekte der Wirtschaftspolitik, sondern immer 

häufiger als Akteure, die eigene Absichten verfolgten und Rechte erworben hatten.“
85

 

Nachdem im Jahre 1971 die Arbeitserlaubnisverordnung erlassen wurde, die die 

Erteilung einer besonderen Beschäftigungserlaubnis für diejenigen ausländischen 

Arbeitskräfte bestimmte, die länger als fünf Jahre in der Bundesrepublik beschäftigt 

waren, spricht Herbert vom endgültigen Ende der Pufferfunktion.
86

 

1973-1980 

Seit dem Anwerbestopp im Jahre 1973 konnte die Rede von einer Pufferfunktion gar 

nicht mehr sein.
87

 Viele der ausländischen Arbeitskräfte lebten bereits dauerhaft in der 

Bundesrepublik und holten ihre Familienangehörige nach. Es konnte nicht mehr 

erwartet werden, dass sie während einer Krisenzeit in ihr Heimatland zurückkehren. 

Vielmehr wurde in dieser Zeit über industrielle Reservearmee gesprochen, die „teils 

aus Bevölkerungsgruppen [besteht], die noch nicht in den kapitalistischen 

Produktionsprozeß einbezogen sind – wie etwa Kinder, nicht-erwerbstätige Frauen und 

überwiegend noch subsistenzwirtschaftlich arbeitende Landbevölkerungen in den 

Peripheriegebieten kapitalistischer Produktion. Andernteils besteht die industrielle 

Reservearmee aus Bevölkerungsgruppen, die durch konjunkturelle und strukturelle 

Verschiebungen der Kapitalverwertungsbedingungen in den Produktions- und 

Verteilungsvorgängen vorübergehend oder längerfristig oder gänzlich in den Zustand 
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der Arbeitslosigkeit freigesetzt wurden.“
88

 Bei der industriellen Reservearmee handelte 

es sich offensichtlich nicht ausschließlich um die ausländischen Arbeitskräfte – zu 

dieser Gruppe zählten auch die einheimischen Arbeitskräfte. 

Jedoch wurde der Begriff industrielle Reservearmee von manchen Autoren (wie 

beispielsweise Treibel) eher im Sinne der eigentlichen Pufferfunktion der ausländischen 

Arbeitskräfte verwendet: „Die allein durch die Arbeitskräftenachfrage der Unternehmen 

bestimmte Ausländeranwerbung liegt es nahe, von der Rekrutierung einer industriellen 

Reservearmee zu sprechen.“
89

 oder: „In der Bundesrepublik tauchte der Begriff der 

industriellen Reservearmee als kritische Variante der offiziellen Debatte um den 

volkswirtschaftlichen Nutzen der Ausländerbeschäftigung und um die Möglichkeit einer 

flexiblen und mobilen Arbeitskraftreserve auf.“
90

 

3.2 Politische Sicht 

Der Beitrag der ausländischen Arbeitskräfte in der politischen Sphäre ist vielmehr 

indirekt, im Vergleich zum Beitrag in der ökonomischen und sozialen Sphäre. Das heißt 

die Gastarbeiter nahmen nicht an der Politik der Bundesrepublik Deutschland aktiv teil 

(oder zumindest nicht auf ganzstaatlich bedeutsamer Weise), sondern ihre Anwesenheit 

und vor allem die Entscheidung mancher von ihnen sich in der Bundesrepublik 

niederzulassen, verursachten wichtige Änderungen und Novellierungen vor allem im 

Bereich der Ausländerpolitik. 

1955-1966/67 

Die bundesdeutsche Politik hatte seit Mitte der fünfziger Jahre Interesse an der 

Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften. Einerseits zu wirtschaftlichen Zwecken 

(siehe Kapitel 4.1), andererseits um die internationalen Beziehungen zu anderen 

europäischen (später auch manchen außereuropäischen) Staaten zu entwickeln und/oder 

zu vertiefen. Einerseits bestand von der deutschen Seite Interesse an Stabilisierung und 

Unterstützung von denjenigen Ländern, in denen die kommunistischen Kräfte stark 
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waren (konkret vor allem Griechenland und Italien), andererseits handelte es sich um 

das Vorhaben neue NATO-Partner zu gewinnen.
91

 (Die Bundesrepublik Deutschland 

und Italien sind bereits im Jahre 1957 NATO-Mitglieder geworden, Griechenland 1981 

und Spanien und Portugal 1986 – d. h. das bundesdeutsche Vorhaben wurde mit einer 

Verzögerung erfolgreich.) 

Zu weiterer Vertiefung der im folgenden Fall binationalen Beziehungen führte die 

Einrichtung der sog. deutschen Kommission in der italienischen Stadt Verona, die die 

Stellenangebote deutscher Arbeitgeber weiterleitete und zusammen mit dem 

italienischen Arbeitsministerium passende italienische Bewerber aussuchte (siehe 

Kapitel 3.2.3). 

In der ersten Hälfte der sechziger Jahre wurden weitere Anwerbeabkommen mit 

folgenden Ländern abgeschlossen: Spanien (1960), Griechenland (1960), die Türkei 

(1961), Portugal (1963), Marokko (1963), Tunesien (1965) und später im Jahre 1968 

mit Jugoslawien (siehe Kapitel 3.2.3). Das letzte Anwerbeabkommen in der Reihe 

wurde im Rahmen Brands Ostpolitik geschlossen: Seit Mitte der sechziger Jahre richtete 

die Bundesrepublik ihre Aufmerksamkeit auf die politischen Beziehungen zu 

Jugoslawien.
92

 

Nachdem sich in der Bundesrepublik bereits viele Menschen aufhielten, die keine 

deutsche Staatsbürgerschaft besaßen, spürte die bundesdeutsche Politik Bedarf an 

Novellierung des eher veralteten Ausländerrechts. Der Entwurf dazu kam im Jahre 1965 

und versprach Liberalisierung der Ausländerpolitik: „Die Bundesregierung verfolgt eine 

liberale und weltoffene Fremdenpolitik, die die Einreise und den Aufenthalt von 

Ausländern erleichtert.“
93

 Dies bedeutete die Entwicklung der deutschen 

Ausländerpolitik in einer positiven Richtung. 

1966/67-1973 

In den Jahren 1966 und 1967 spielte sich die erste wirtschaftliche Rezession seit dem 

Ende des zweiten Weltkriegs ab und danach erhöhte sich das Interesse der 

                                                 

91
 Heike Knotz, Diplomatische Tauschgeschäfte: „Gastarbeiter“ in der westdeutschen Diplomatie und 

Beschäftigungspolitik 1953-1973, (Köln: Böhlau, 2008), 101. 

92
Jochen Oltmer, Alex Kreienbrink und Carlos Sanz Díaz, Hrsg., Das „Gastarbeiter“ System, (München: 

Oldenbourg, 2012), 142. 

93
 Cem Özdemir, Currywurst und Döner: Integration in Deutschland., (Bergisch Gladbach: Gustav Lübbe 

Verlag, 1999), 70. 



   

 

30 

  

bundesdeutschen Politik am Aufenthalt der ausländischen Arbeitskräfte in der 

Bundesrepublik. Es wurde den deutschen Politikern bereits bewusst, dass eine 

Steuerung des Zuzugs der ausländischen Arbeitskräfte notwendig gewesen sei, jedoch 

kamen die Politiker mit keinem klaren Durchführungsplan. 

Im Jahre 1971 äußerte sich der sozialdemokratische Arbeitsminister Arendt: „In 

welchem Maße über den derzeitigen Beschäftigungsstand hinaus Ausländer gebraucht 

werden, sei von der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt abhängig. Insofern könne man 

nicht von einer Obergrenze für die Beschäftigung von Ausländern sprechen.“
94

 Von 

dieser Aussage geht hervor, dass der Ausländerzuzug zwar gesteuert, jedoch nicht von 

oben begrenzt werden sollte. 

Zu einem wichtigen Ereignis in der Ausländerpolitik, das zu der Veränderung der 

sozialen Struktur der Gruppe von ausländischen Arbeitern beigetragen hat, zählte die im 

Jahre 1971 erlassene Arbeitserlaubnisverordnung. Dieses Dokument beinhaltete die 

Entscheidung über Erteilung einer besonderen Beschäftigungserlaubnis für diejenigen 

ausländischen Arbeitskräfte, die länger als fünf Jahre in der Bundesrepublik beschäftigt 

waren. In diesem Zusammenhang spricht Herbert vom endgültigen Ende der 

Pufferfunktion der ausländischen Arbeitskräfte.
95

 

Gleichzeitig tauchten erste Gedanken über die Integration von ausländischen 

Arbeitskräften auf: „Die Eingliederung der zu der Zeit etwa 4 Mio. ausländischen 

Arbeitnehmer (inklusive später nachgezogene Familienmitglieder) sei notwendig, denn 

obwohl sich alle offiziell nur temporär in der Bundesrepublik aufhalten sollten, eine 

steigende Zahl von ihnen trotzdem langfristig bleiben will.“
96

 

1973-1980 

In diesem Zeitraum kam es zu einer kompletten Veränderung der Stellung der 

bundesdeutschen Politik der Frage der ausländischen Arbeitskräfte gegenüber, die mit 

der Energiekrise und der folgenden weltweiten Wachstumsstörungen Mitte der 70er 
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Jahre zusammenhing.
97

 Die Diskussion über die Grenzen des wirtschaftlichen 

Wachstums trat in den Vordergrund und damit zusammenhängend wurde die Frage der 

Obergrenze der Anwerbung wiederbelebt. 

Seit Ende der 70er Jahre begann sich zudem die Struktur der Zuwanderung zu 

verändern. Die Arbeiterwanderung der fünfziger und sechziger Jahre wurde nun zu 

einem Immigrationsprozess. Die Anwerbung der ausländischen Arbeitskräfte wurde 

gestoppt und durch Flüchtlingsströme abgelöst, die den reichen Norden erreichen 

wollten. Die ganze Situation spitze sich durch den Zerfall des kommunistischen 

Ostblocks Ende der 80er Jahre gravierend zu.
98

 

Nach dem Jahre 1973, als die Familienmitglieder der in der Bundesrepublik bereits 

lebenden ausländischen Arbeitskräfte begannen im großen Ausmaß nachzuziehen, 

wurde die Idee der Integration von Ausländern und ihrer Familie verstärkt 

berücksichtigt.
99

 

Einer der Vorschläge dazu stammte von Heinz Kühn, Ausländerbeauftragten bei der 

Bundesregierung, der in seinem Memorandum konsequente Integrationspolitik 

durchsetzten wollte. Er bemühte sich vor allem um die Integration der ausländischen 

Kinder und Jugendlichen im Schulbereich (kein getrennter Unterricht) und weiterhin 

forderte er zur Anerkennung der Einwanderung in die Bundesrepublik Deutschland, 

zum Recht auf Einbürgerung und zur Gewährung des kommunalen Wahlrechts der 

ausländischen Arbeitskräfte auf (siehe Kapitel 3.4.1). 

Das sog. Kühn-Memorandum kam bei der Bundesregierung nicht besonders positiv 

an. Die Einstellung der ausländischen Arbeitskräfte gegenüber blieb weiterhin 

unverändert: „Daß die Gastarbeiterbevölkerung sich in der Bundesrepublik zum Teil in 

einer echten Einwanderungssituation befindet, bedeutet indes nicht, daß sich die 

Bundesrepublik selbst als Einwanderungsland verstünde.“
100

 Es war jedoch nicht 
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unbegründet, dass sich die Bundesrepublik Deutschland selber nicht als ein 

Einwanderungsland verstehen konnte und wollte (siehe Kapitel 3.4). 

Am 19. März 1980 wurden neue Grundlinien zur Weiterentwicklung der 

Ausländerpolitik entworfen, die die Annahme bestritten, dass Deutschland ein 

Einwanderungsland sei, Anreize zur Förderung der Rückkehr vorbereiteten und den 

Familiennachzug erneut regulierten: Kinder durften nur noch nachziehen, wenn ihre 

beiden Elternteile in der Bundesrepublik ansässig waren und Ehepartner, wenn ihr 

Mann (oder ihre Frau) mindestens acht Jahre in der Bundesrepublik lebte und die Ehe 

bereits ein Jahr bestehe.
101

 

3.3 Soziale Sicht 

In diesem Unterkapitel handelt es sich um den sozialen bzw. gesellschaftlichen Beitrag 

der ausländischen Arbeitskräfte für die Bundesrepublik Deutschland. Es geht dabei um 

die Art der Arbeitsplätze, die die ausländischen Arbeitskräfte akzeptierten und den 

damit verbundenen Vorteil für die deutschen Unternehmer sowie für manche deutsche 

Arbeiter, im Sinne ihres sozialen Aufstiegs. Ein ähnliches Prinzip galt für die Zweite 

Generation bzw. die Nachkommen der ausländischen Arbeitskräfte bei ihrer Bildung. 

Außerdem, sah die deutsche Gesellschaft deutliche Unterschiede bei den einzelnen 

Nationalitätsgruppen unter den ausländischen Arbeitskräften, was den Fleiß und die 

Integrationswilligkeit angeht. Dies wurde zum Schluss dieses Unterkapitels erwähnt. 

1955-1966/67 

Am Anfang der Anwerbung arbeiteten die ausländischen Arbeitskräfte in der 

Bundesrepublik vorwiegend als un- oder angelernte Arbeiter in Industrie-, Bauwesen- 

und Landwirtschaftsbereichen mit schmutziger und eintöniger Arbeit sowie an 

Arbeitsstellen mit Akkordlohn, Schichtsystem und serielle Produktionsformen (siehe 

Kapitel 4.1). Bade fügt noch weitere Bereiche hinzu: Reinigungsdiensten, 

Gaststättengewerbe und gefährliche bzw. gesundheitsgefährdete Arbeiten wie 

beispielsweise die Astbestindustrie.
102

 Im Vergleich zu der ökonomischen Situation in 
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ihren Heimatländern lohnte es sich, niedrige und schlecht bezahlte Arbeit in der 

Bundesrepublik Deutschland zu akzeptieren. 

Dies unterstreicht die Aussage von Abelshauser: „Die Gastarbeiter der fünfziger und 

sechziger Jahre haben bescheiden gelebt und einen möglichst großen Anteil ihres 

Verdienstes nach Hause geschickt.“
103

 Treibel fügt hinzu: „Sie hatten sich bewusst 

verkauft, planten ihren Aufenthalt nur vorübergehend und seien – mit Blick auf eine 

angestrebte kleinbürgerliche Existenz im Herkunftsland – sehr stark 

rückkehrorientiert.“
104

 

Dies brachte den Vorteil nicht nur für die Unternehmer bzw. Arbeitgeber, die sich über 

niedrige Löhne akzeptierende Arbeitskräfte freuten, sondern auch für die einheimischen 

Arbeitskräfte selbst: Ausgesprochen zu Anfang der sechziger Jahre kam es zu einem 

enormen sozialen Aufstieg der deutschen Arbeitskräfte, weil die niedrigen und schlecht 

bezahlten Arbeitsplätze mit den ausländischen Arbeitskräften besetz wurden (siehe 

Kapitel 3.3). 

Dass die ausländischen Arbeitskräfte auch in Zukunft niedrige Arbeitsstellen besetzen 

sollten, bestätigt Bade: „Vorstellungen, die ausländischen Arbeitskräfte in diesen 

Erwerbsbereichen durch Einheimische zu ersetzen, gehen von der – zumindest derzeit 

noch falschen – Voraussetzung aus, daß die einheimischen allgemein und durchweg 

bereit seien, unter gleichen Bedingungen an ihre Stelle zu treten.“
105

 

Weiterhin hatte die Anwerbung der ausländischen Arbeitskräfte Einfluss auf die 

Beschäftigung bzw. die Nicht-Beschäftigung von deutschen Frauen. Eine stärkere 

Beschäftigung von deutschen Frauen wurde, ähnlich wie der Produktionsverzicht in der 

ökonomischen Sphäre, als eine der Alternativen zur Anwerbung von Arbeitskräften aus 

dem Ausland vorgeschlagen. Diese Maßnahme war damals aus familienpolitischen 

Gründen unerwünscht – sie würde angeblich einen Geburtenrückgang bedeuten (siehe 

Kapitel 3.2.1). 

Das gleiche Prinzip kann genauso bei der Alternative der erhöhten 

Wochenstundenzahl für die deutschen Arbeitskräfte angewendet werden. Dieser 
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Vorschlag ist Dank der Anwesenheit der ausländischen Arbeitskräfte nicht realisiert 

worden (genauso im Kapitel 3.2.1). 

Aus der kulturellen Sicht trugen die ausländischen Arbeitskräfte zur Erweiterung des 

Lebensmittelangebots und der Küchenkultur in der Bundesrepublik bei. Die 

ausländischen Arbeitskräfte wollten nicht auf ihre Ernährungsgewohnheiten verzichten 

(insbesondere die Italiener), was zum Import von Produkten wie Zucchini, Auberginen, 

Oliven, usw., die vorher nur südlich der Alpen zu finden waren, in die Bundesrepublik 

führte.
106

 

Im Laufe der Zeit begannen manche Ausländer in der Bundesrepublik eigene 

Unternehmen zu gründen - überwiegend im Bereich der Gastronomie. Solche 

Unternehmen erfüllten zwei wichtige Aufgaben in der deutschen Gesellschaft: Sie 

bereicherten die Esskultur und integrierten weitere Leute mit Migrationshintergrund. 

Schumacher fügt hinzu, dass die ausländischen Betriebe den deutschen Markt um ihr 

landestypisches Angebot an Waren und Dienstleistungen ergänzten. Außerdem wurden 

sie zu „Konkurrenz, die den Wettbewerb belebt und somit Dynamik in Branchen bringt, 

die vorher konkurrenzlos waren.“
107

 

1966/67-1973 

Was die Art der Arbeitsplätze bei der Beschäftigung der ausländischen Arbeitskräfte 

nach der wirtschaftlichen Rezession in den Jahren 1966 und 1967 angeht, veränderte 

sich die Akzeptanz von niedrigeren und schlecht bezahlten Arbeitsplätzen nicht viel. 

Unter den ausländischen Arbeitskräften war die Bereitschaft einen solchen Arbeitsplatz 

zu akzeptieren größer, als bei den einheimischen Arbeitskräften.
108

 Einer der Gründe 

dafür sei, dass nur drei Prozent der Ausländer, die als un- bzw. angelernte Arbeitskräfte 

in die Bundesrepublik ankamen, einen beruflichen Aufstieg schafften.
109

 

Die Kinder und Jugendliche ausländischer Herkunft bzw. die Zweite Generation 

erreichte allgemein schlechtere Schulabschlüsse als deutsche (allerding kam es im Laufe 
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der Zeit zu einer langsamen Verbesserung). Anfang der achtziger Jahre waren dreißig 

Prozent der ausländischen Hauptschulabgänger ohne Abschluss. Insgesamt besaßen drei 

Viertel aller zwischen 15 und 24-jährigen Ausländer keinen Hauptschulabschluss.
110

 

Deswegen spiegelte die Zweite Generation eine ähnliche Situation wie die Generation 

ihrer Eltern wider: eine große Zahl der Jugendlichen ausländischer Herkunft machte 

eine Ausbildung, wohingegen es bei den deutschen Jugendlichen zum Trend wurde, das 

Studium anzufangen. Es kam dadurch zur Zunahme bei den deutschen Studenten und 

viele Ausbildungsplätze konnten mit den deutschen Jugendlichen nicht besetzt 

werden.
111

 An dieser Stelle wurden die Jugendlichen ausländischer Herkunft als Lösung 

zur Füllung der entstandenen Lücke gesehen, und zu einer Ausbildung motiviert. 

1973-1980 

Nach dem Anwerbestopp im Jahre 1973 kam es zum Nachzug der Familien der 

ausländischen Arbeitskräfte in einem höheren Maße. Dadurch änderte sich wesentlich 

die soziale Struktur der Gruppe von ausländischen Arbeitskräften. Laut Der Zeit 

arbeiteten im Jahre 1961 80 % aller in der Bundesrepublik lebenden Ausländer. Frauen 

und Kinder waren zu der Zeit in der Minderheit. Im Jahre 1973 waren es rund 60 % 

Ausländer und 1984 nur noch knappe 40 %.
112

 Treibel bestätigt dies: „1979 war die 

ausländische Wohnbevölkerung auf 4,1 Mio. angewachsen, die Zahl ausländischer 

Beschäftigter jedoch auf 1,9 Mio. zurückgegangen.“
113

 

Aus dieser Sicht betrachtet, spricht Herbert richtigerweise nach dem Anwerbestopp 

nur noch über die Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland und nicht mehr über 

ausländischen Arbeitskräfte (siehe Kapitel 2.1). 

Danach war mehr von Integration als von Rückkehr in die Heimatländer die Rede. 

Jedoch musste zu der Zeit an einem einheitlichen Konzept zur Integration noch 

gearbeitet werden. Kirchen, Verbände und Initiativen stellten sich die Integration als 

Gleichberechtigung der Eingewanderten mit den Einheimischen vor, Politik und Medien 
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als eine Anpassungsleistung der Zugewanderten. Oft wurden die sog. 

Integrationsbereitschaft und Integrationsfähigkeit öffentlich diskutiert. „Zweifel an 

dieser Bereitschaft und Fähigkeit wurden lange Zeit und werden Ende der 90er Jahre 

wieder verstärkt bezüglich der türkischen Bevölkerung geäußert und auch die 

Wahrnehmung wird auf diese verengt, wie die Ausländerbeauftragte kritisch 

vermerkt.“
114

 

Die türkische Bevölkerung wurde in dem Sinne öfters als die anderen Nationalitäten 

kritisiert. Die Zeit schrieb dazu: Das Ausländerproblem wurde zum Türkenproblem: In 

den sechziger Jahren bildeten die Italiener die größte Volksgruppe unter den 

Gastarbeitern. In den siebziger Jahren liefen ihnen die Türken den Rang ab. Heute 

(1984) sind 34 % oder 1,5 Mio. aller Ausländer Türken.
115

 

Im Kontrast zur türkischen Minderheit standen „die flexiblen Arbeitskräfte aus 

Jugoslawien, die während der deutsch-jugoslawischen Anwerbeära (1968-1973) wegen 

ihrer großen Fähigkeit und Bereitschaft zur Integration in den deutschen Arbeitsmarkt 

sehr geschätzt [wurden].“
116
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4. Schlussfolgerung 

Im abschließenden Teil meiner Bachelorarbeit beschäftigte ich mich mit einem kurzen 

Vergleich von positiven und negativen Aspekten der Anwerbung der ausländischen 

Arbeitskräfte und ihres Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland. Der folgende 

Text stützt sich auf das vorherige Kapitel (4. Analyse des Beitrags der ausländischen 

Arbeitskräfte für die BRD). 

Aus allen drei Sichtweisen kann beobachtet werden, dass zu Anfang der Anwerbung in 

der Bundesrepublik den ausländischen Arbeitskräfte gegenüber eine durchaus positive 

Einstellung herrschte. Mit der Verzögerung der Pufferfunktion während und nach der 

wirtschaftlichen Rezession 1966/67 tauchten erste Bedenken über die tatsächliche 

Bedeutung der ausländischen Arbeitskräfte für die Bundesrepublik Deutschland auf. 

Nach dem Anwerbestopp und damit verbundenem Familiennachzug kam es zum 

entscheidenden Wandel in der Stellung vor allem der deutschen Politik (Rückkehrhilfe) 

und Gesellschaft zu den ausländischen Arbeitskräften. 

Es kann aus der ökonomischen Sicht behauptet werden, dass die ausländischen 

Arbeitskräfte aus Italien, Griechenland, Spanien und Portugal rechtzeitig angeworben 

wurden, damit sie die deutsche Wirtschaft in der Zeit ihres schnellen Wachstums 

unterstützen konnten. Sie füllten eine auf dem deutschen Arbeitsmarkt entstandene 

Lücke, so dass keine Maßnahmen ergriffen werden mussten, die die deutsche 

Wirtschaft, Politik und Gesellschaft negativ beeinflussen hätten können. 

Bis zum Anwerbestopp erfüllten die ausländischen Arbeitskräfte eine Pufferfunktion – 

sie kamen, wenn es an Abreitkräften mangelte und gingen wieder, wenn sie 

(beispielsweise während einer Krisenzeit) nicht mehr gebraucht wurden. Die Funktion 

der stillen Reservearmee, die die Pufferfunktion nach der Rezession 1966/67 ablöste, 

wurde aus der Sicht der vermehrten Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt positiv 

eingeschätzt, jedoch nicht mehr so positiv aus der Sicht der staatlichen finanziellen 

Unterstützung der Arbeitslosen. 

Nach dem Anwerbestopp veränderte sich die soziale Struktur der Gruppe von 

ausländischen Arbeitskräften gravierend und damit auch ihr Beitrag zur 

bundesdeutschen Wirtschaft. Wegen des Familiennachzugs gab es seit Mitte der 

siebziger Jahre mehr ausländischen Frauen und Kinder in der Bundesrepublik als früher, 
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und damit sanken die Prozente der erwerbstätigen Ausländer im Vergleich zur Anzahl 

aller Ausländer in der Bundesrepublik. 

Die bundesdeutsche Politik war am Anfang der Anwerbung den ausländischen 

Arbeitskräften gegenüber durchaus positiv eingestellt. Sie sah darin Vorteile wie die 

Stabilisierung der europäischen Länder mit starken kommunistischen Kräften und die 

Gewinnung von potentiellen NATO-Partnern. 

Nach der wirtschaftlichen Rezession 1966/67 kam es zum Vorschein, dass die 

Politiker keinen genaueren Plan hatten, wie viele ausländische Arbeitskräfte insgesamt 

gebraucht werden und was mit ihnen passieren soll, wenn sie doch nicht in ihre 

Heimatländer zurückkehren wollen. Anders ausgedrückt: Es wurden keine klaren 

Integrationspläne entwickelt. 

Wahre Probleme in der politischen Sphäre tauchten erst nach dem Anwerbestopp auf, 

wenn die Bundesrepublik durch den Familiennachzug und die Flüchtlingsströme zu 

einem Einwanderungsland wurde, jedoch durften dies die bundesdeutschen Politiker 

offiziell nicht zugeben, denn: „Die Bundesrepublik ist nicht zureichend darauf 

vorbereitet. Zu lange wurde die Ausländerbeschäftigung einseitig als kurz- bis 

mittelfristiges arbeitsmarktpolitisches Problem betrachtet.“
117

 Dazu hätte dies 

Zustimmungseinbuße bei der eigenen Bevölkerung und Wählerschaft.
118

 sowie eine 

Verschlechterung binationaler Beziehungen mit manchen Ländern (beispielsweise 

Griechenland, Jugoslawien oder die Türkei) bedeuten können, weil sich diese Länder 

die Rückkehr der von ihnen entsandten Arbeitskräfte wünschten.
119

 

Von der neuen Ausländerpolitik (1980) im Zuge der Ausschließung der türkischen 

Arbeitskräfte vom deutschen Arbeitsmarkt und der vorgeschlagenen Rückkehrhilfe 

waren besonders die Türken betroffen, was zur Verschlechterung der deutsch-türkischen 

politischen Beziehungen führte.
120
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Eine ähnliche Entwicklung erfolgte in der sozialen Sphäre: Der in der Öffentlichkeit 

öfters erwähnte Hinweis auf den ökonomischen Nutzen der Ausländerbeschäftigung 

zusammen mit dem sozialen Aufstieg der deutschen Arbeitskräfte, (der dadurch 

erfolgte, dass die ausländischen Arbeitskräfte niedrige und schlecht bezahlte 

Arbeitsstellen akzeptierten), war die Einstellung der Einheimischen zu den Ausländern 

durchaus positiv. 

Mit Einsetzen der wirtschaftlichen Rezession in den Jahren 1966/67 verlor der 

Hinweis auf den ökonomischen Nutzen der Ausländerbeschäftigung an 

Überzeugungskraft und eine vermehrte Ablehnung der ausländischen Arbeitskräfte 

gegenüber trat ein.
121

 

Nebenbei tauchten im Laufe der Zeit weitere Schwierigkeiten auf: die ausländischen 

Arbeitskräfte hatten allgemein mangelnde deutsche Sprachkenntnisse und bei manchen 

von ihnen erschienen Probleme mit jeglicher schriftlicher Kommunikation, weil sie 

wenig (oder keine) Schulausbildung erhielten.
122

 

Die gleiche Situation spiegelte sich bei der Zweiten Generation wider. Bade 

bezeichnet die Kinder der ausländischen Arbeitskräfte als Analphabeten in zwei 

Sprachen und vertritt die Meinung, dass die mangelhafte schulische Bildung bzw. 

berufliche Ausbildung die soziale Integration erschwerte.
123

 Özdemir fügt hinzu: 

„Immer mehr Kinder verschiedener Nationalitäten besuchen eine deutsche Schule ohne 

deutsche Sprachkenntnisse, manche seien Analphabeten.“ Dies hatte eine negative 

Auswirkung auf die deutschen Schüler.
 124

 

Da sich die Zweite Generation ständig auf einer „Wanderschaft zwischen zwei 

Kulturen“
125

 befand, kam es bei ihr zur Desorientierung und einem Vertrauensverlust 

gegenüber dem Wertesystem der deutschen Gesellschaft, die zwar eine soziale 
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Integration förderte, jedoch keine Gelegenheiten dazu bot. Dies verwandelte sich bei 

manchen Jugendlichen ausländischer Herkunft in eine Aggression: „Junge Ausländer, 

die oft schon lange in Deutschland leben, glauben nicht mehr an die Gerechtigkeit 

dieser Gesellschaft. Für sie ist Kriminalität eine Form der erfolgreichen Anpassung.“
126
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Zusammenfassung 

„Wir riefen Arbeitskräfte, und es kamen Menschen.“ 

Max Frisch, 1965 

Mit diesem Zitat kann die allgemeine Situation um die ausländischen Arbeitskräfte 

herum beschrieben werden. Zu Beginn der Anwerbung war die deutsche Politik sowie 

die deutsche Gesellschaft davon überzeugt, dass die ausländischen Arbeitskräfte in die 

Bundesrepublik kommen, niedrige und schlecht bezahlte Arbeit akzeptieren und nach 

gewisser Zeit in ihre Heimatländer zurückkehren werden. Dies würde die 

bundesdeutsche Wirtschaft positiv beeinflussen, unter anderem im Sinne von einer 

Pufferfunktion – die ausländischen Arbeitskräfte kommen während des 

Wirtschaftswachstums und gehen während der Wirtschaftskrise zurück, wenn sie ihre 

Arbeitsplätze verloren haben. 

Bereits während der ersten wirtschaftlichen Rezession seit dem Ende des zweiten 

Weltkriegs in den Jahren 1966 und 1967 war die angebliche Pufferfunktion der 

ausländischen Arbeitskräfte nicht besonders effektiv – sie kam mit Verzögerung und in 

einem niedrigeren Ausmaß als erwartet. Seit dem Anwerbestopp im Jahre 1973 

veränderte sich die Sicht auf die ausländischen Arbeitskräfte unter anderem durch den 

Familiennachzug. Denn eine hohe Zahl von ausländischen Arbeitskräften hatte in der 

Bundesrepublik bereits ihre Familie, wollten sie dauerhaft bleiben – zogen sie nicht 

mehr in ihr Heimatland zurück, wenn sie arbeitslos wurden. Sie wurden zu 

Einwanderern in einem Land, das aufgrund der außenpolitischen Situation nicht offiziell 

zugeben konnte, dass es ein Einwanderungsland gewesen sei. 

Bemerkenswert ist dabei, dass der Schriftsteller Max Frisch das oben genannte Zitat 

bereits im Jahre 1965 aufs Papier brachte, denn die Wahrnehmung der Tatsache, dass 

die ausländischen Arbeitskräfte in der Zukunft zu regulären Mitbürgern in der 

deutschen Gesellschaft werden könnten, tauchte in der breiteren Öffentlichkeit erst viel 

später –nach dem Anwerbestopp im Jahre 1973 auf. Es ist ironisch, dass die Politiker 

den Zweck des Anwerbestopps als Verhinderung der Einwanderung in die 

Bundesrepublik Deutschland sahen und ausgerechnet durch den Anwerbestopp wurde 

die Bundesrepublik zu einem Einwanderungsland. 

Die durchaus positiven Erwartungen am Anfang der Anwerbung wurden nicht 

hundertprozentig erfüllt. Die ausländischen Arbeitskräfte verhalfen zwar in einem 
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gewissen Zeitabschnitt das Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik aufrecht zu 

erhalten, so dass der Staat keine unangenehmen Maßnahmen (wie erhöhte 

Frauenbeschäftigung, höhere wöchentliche Arbeitsstundenanzahl oder 

Produktionsverzicht) ergreifen musste, jedoch als ihre Familien nachzogen und sie zu 

Einwanderern geworden sind, kamen mit ihrer Anwesenheit verbundene politische – 

beispielsweise die Verschlechterung der außenpolitischen Beziehungen zur Türkei 

verursachten durch den Anwerbestopp und geplante Rückkehrhilfe, sowie soziale 

Probleme ins Licht, wie die Integrationsbereitschaft und -willigkeit, mangelnde 

Sprachkenntnisse und ein niedriges Bildungsniveau, die auch die Zweite Generation 

betrafen. 
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Summary 

„We called for workers and human beings arrived.“ 

Max Frisch, 1965 

This quote can be identified as an accurate representation of the foreign workers‘ 

situation in the FDR. At the beginning the German politics and the German society were 

persuaded that the foreign workers would come to Germany, accept low and badly paid 

work and after some time they would return back to their home country. Such a 

principle would positively affect the German economy besides other things through a 

buffer function of the foreign-workers-employment meaning that the foreign workers 

would come to Germany in time of economic growth and leave during economic crisis 

as they lost their jobs. 

Already, during the first recession since the end of the Second World War in the years 

1966 and 1967, the buffer function was not very successful; it came delayed and in a 

lower extent than expected. Since the recruitment ban in 1973 the view on the foreign 

workers changed (also due to family members coming to Germany under the terms of 

the right to family reunification). The fact that a large number of the foreign workers 

already had their family members in the FRG supported their aiming for a long-term 

stay. They would not return back to their home country if they lost their jobs. They 

became immigrants in a country that for the foreign policy issues could not officially 

have admitted it had already been an immigration country. 

The remarkable fact is that the writer Max Frisch had already put down his quotation 

in 1965, while the wide public realised much later (approximately after the recruitment 

ban in 1973) that the foreign workers could become their fellow citizens in the future. It 

is ironic that politicians actually tried to stop the immigration through the immigration 

ban but in the end it was the cause of Germany becoming a country of immigration. 

The positive expectations from the beginning of the recruitment did not come fully 

true. Although the foreign worker had helped Germany in the beginning to keep 

economic growth at a particular standard so that the country did not have to undertake 

some unpleasant steps like higher employment of German women, more working hours 

per week or production decrease; the presence of the foreign workers in the FRG had 

also some negative consequences: in the political sphere the deterioration of the 

binational relationships with Turkey caused by the immigration ban and returnee-aid-
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program for the foreign workers; and in the social sphere the problems with integration 

into the German society, insufficient language skills and low education and qualification 

which was also typical for the Second Generation. 
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Anhang Nr. 4: Tabelle zur Übersichtlichkeit des vierten Kapitels: „Analyse des 

Beitrags der ausländischen Arbeitskräfte für die BRD“ (Tabelle) 

 
1955 - 1966/67 1966/67 - 1973 1973 - 1980 

Ökonomische 

Sicht 

 Füllung der am 

Arbeitsmarkt 

entstandenen Lücke 

 Erhaltung des 

gesamten 

Produktionsniveau 

und mancher 

Betriebe  

 Ausgleich im 

Rahmen des EZU-

Systems 

 Pufferfunktion der 

ausländischen 

Arbeitskräfte 

 Die Pufferfunktion 

erwies sich als 

zeitlich verzögert und 

quantitativ 

unzureichend 

 Funktion der stillen 

Reserve 

 Ausländische 

Arbeitskräfte als 

Akteure mit eigenen 

Rechten und 

Absichten 

 Anwerbestopp und 

Familiennachzug als 

Ende der 

Pufferfunktion 

 Ausländische 

Arbeitskräfte als Teil 

der industriellen 

Reservearmee 

Politische Sicht 

 Aussicht der 

Entwicklung von 

internationalen 

Beziehungen (neue 

NATO-Partner, 

Stabilisierung von 

Ländern in denen die 

kommunistischen 

Kräfte stark 

waren…) 

 1965 – Entwurf von 

einer neuen 

weltoffenen 

Ausländerpolitik 

 Aussicht der 

Entwicklung von 

internationalen 

Beziehungen (Brands 

Ostpolitik) 

 Überlegungen zur 

Steuerung der 

Situation der 

ausländischen 

Arbeitskräfte 

(Obergrenze und 

Integration zum 

ersten Mal 

thematisiert) 

 1971 – Arbeits-

erlaubnisverordnung  

 Veränderung der 

bundespolitischen 

Stellung zu den 

ausländischen 

Arbeitskräften 

 Thema der 

Obergrenze und der 

Integration präsent 

 1979 - Kühn-

Memorandum 

 1980 - Grundlinien 

zur 

Weiterentwicklung 

der Ausländerpolitik 

Soziale Sicht 

 un- oder angelernte 

Arbeitskräfte, die 

niedrige und 

schlecht bezahlte 

Arbeit akzeptierten 

(vorteilhaft für die 

deutschen 

Unternehmer) 

 Sozialer Aufstieg der 

deutschen 

Arbeitskräfte 

 Erweiterung des 

Angebots von 

Lebensmitteln 

 Weiterhin Akzeptanz 

von niedrigen und 

schlecht bezahlten 

Arbeitsplätzen 

 Geringer sozialer 

Aufstieg unter den 

ausländischen 

Arbeitskräften 

 die Zweite 

Generation folgt den 

gleichen Muster wie 

die Elterngeneration 

 Familiennachzug und 

damit verbundene 

Veränderung der 

Struktur der Gruppe 

der ausländischen 

Arbeitskräfte 

 öffentliche Diskussion 

der Bereitschaft und 

der Fähigkeit zur 

Integration 

 Türken als 

problematische 

Nationalität 

 


